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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuss) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 16/12814- 


Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der Rechtsverhältnisse bei Schuld- 
verschreibungen aus Gesamtemissionen und zur verbesserten Durchsetzbarkeit 
von Ansprüchen von Anlegern aus Falschberatung 

A. Problem 

Das Gesetz betreffend die gemeinsamen Rechte der Besitzer von Schuldver- 
schreibungen vom 4. Dezember 1899 (SchVG) regelt, auf welche Weise die 
Gläubiger einer Anleihe auf die in den Schuldverschreibungen verbrieften Rech- 
te einwirken können, indem sie bestimmten Änderungen der Anleihebedingun- 
gen zustimmen. Das kann während der Laufzeit einer Anleihe aus verschiedenen 
Gründen erforderlich sein, vor allem in der Krise oder in der Insolvenz des 
Schuldners. Damit die Gläubiger in solchen Situationen die nötigen Handlungs- 
spielräume haben, bedarf es einer Anpassung des seit seinem Inkrafttreten bis 
heute im Wesentlichen unveränderten Gesetzes. Das SchVG von 1899 schränkt 
die Befugnisse der Gläubiger aus heutiger Sicht zu stark ein und ist verfahrens- 
rechtlich veraltet. Die Gläubigerversammlung soll deshalb in die Lage versetzt 
werden, auf informierter Grundlage möglichst rasch und ohne unnötigen organi- 
satorischen Aufwand Entscheidungen von unter Umständen großer finanzieller 
Tragweite treffen zu können. International war zudem bezweifelt worden, ob 
übliche Umschuldungsklauseln (sogenannte Collective Action Clauses — CAC) 
nach deutschem Recht zulässig sind. Diese Zweifel sollen beseitigt werden. Da 
die Märkte für Schuldverschreibungen international geworden sind, soll das 
Schuldverschreibungsrecht international üblichen Anforderungen so weit wie 
möglich angepasst werden. Zeitgleich mit der Intemationalisierang der Märkte 
haben sich auch die als Schuldverschreibungen begebenen Produkte zum Teil er- 
heblich weiterentwickelt. Gerade im Zusammenhang mit der Finanzmarktkrise 
hat sich gezeigt, dass viele Anleger die Risiken der teilweise hochkomplexen 
Produkte nicht hinreichend verstehen. Hier muss für mehr Verständlichkeit und 
Transparenz gesorgt werden. Zudem sollen die Anleger im Fall einer fehlerhaf- 
ten Beratung ihre Ansprüche leichter durchsetzen können. 


B. Lösung 

Annahme des Gesetzentwurfs in geänderter Fassung mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE 
LINKE. 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Wurden im Ausschuss nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksache 16/12814 in der aus der nachstehenden 
Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Berlin, den 1. Juli 2009 


Der Rechtsausschuss 

Andreas Schmidt (Mülheim) 

Vorsitzender 


Marco Wanderwitz 

Berichterstatter 

Mechthild Dyckmans 

B erichters tatterin 

Jerzy Montag 

Berichterstatter 


Klaus Uwe Benneter 

Berichterstatter 

Wolfgang Neskovic 

Berichterstatter 


Drucksache 16/13672 


-4- 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Neuregelung der Rechtsverhältnisse bei Schuld- 
verschreibungen aus Gesamtemissionen und zur verbesserten Durchsetzbarkeit 
von Ansprüchen von Anlegern aus Falschberatung 
- Drucksache 16/12814- 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses (6. Ausschuss) 


Entwurf 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuregelung der Rechtsverhältnisse 
bei Schnldverschreibnngen aus Gesamtemissionen 
und zur verbesserten Durchsetzbarkeit von Ansprüchen 
von Anlegern aus Falschberatung 

Vom . . . 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuregelung der Rechtsverhältnisse 
bei Schuldverschreibungen aus Gesamtemissionen 
und zur verbesserten Durchsetzbarkeit von Ansprüchen 
von Anlegern aus Falschberatung 

Vom . . . 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Artikel 1 

Gesetz über Sehuldversehreibungen 
aus Gesamtemissionen 
(Sehuldversehreibungsgesetz - SehVG) 

Inhaltsübersicht 

Abschnitt 1 

Allgemeine Vorsehriften 

§ 1 Anwendungsbereich 
§ 2 Anleihebedingungen 
§ 3 Transparenz des Leistungsversprechens 
§ 4 Kollektive Bindung 

Abschnitt 2 

Beschlüsse der Gläubiger 
§ 5 Mehrheitsbeschlüsse der Gläubiger 
§ 6 Stimmrecht 

§ 7 Gemeinsamer Vertreter der Gläubiger 

§ 8 Bestellung des gemeinsamen Vertreters in den Anlei- 
hebedingungen 

§ 9 Einberufung der Gläubigerversammlung 
§10 Frist, Anmeldung, Nachweis 
§ 1 1 Ort der Gläubigerversammlung 
§12 Inhalt der Einberufung, Bekarmtmachung 

§13 Tagesordnung 
§ 14 Vertretung 

§15 Vorsitz, Beschlussfähigkeit 
§16 Auskunftspflicht, Abstimmung, Niederschrift 
§17 Bekanntmachung von Beschlüssen 
§18 Abstimmung ohne Versammlung 

Gesetz über Sehuldversehreibungen 
aus Gesamtemissionen 
(Sehuldversehreibungsgesetz - SehVG) 

unverändert 
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§19 Insolvenzverfahren 

§ 20 Anfechtung von Beschlüssen 

§ 2 1 Vollziehung von Beschlüssen 

§ 22 Geltung für Mitverpflichtete 

Abschnitt 3 
Bußgeldvorschriften; 

Übergangsbestimmungen 

§ 23 Bußgeldvorschriften 

§ 24 Übergangsbestimmungen 


Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Anwendungsbereich 

( 1 ) Dieses Gesetz gilt für nach deutschem Recht begebene 
inhaltsgleiche Schuldverschreibungen aus Gesamtemissio- 
nen (Schuldverschreibungen). 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für die gedeckten Schuldver- 
schreibungen im Sinne des Pfandbriefgesetzes sowie nicht 
für Schuldverschreibungen, deren Schuldner oder deren Mit- 
verpflichteter im Sinne des § 22 Satz 1 der Bund, ein Sonder- 
vermögen des Bundes, ein Land oder eine Gemeinde ist. 

§2 

Anleihebedingungen 

Die Bedingungen zur Beschreibung der Leistung sowie 
der Rechte und Pflichten des Schuldners und der Gläubiger 
(Anleihebedingungen) müssen sich vorbehaltlich von Satz 2 
aus der Urkunde ergeben. Ist die Urkunde nicht zum Umlauf 
bestimmt, kann in ihr auch auf außerhalb der Urkunde nieder- 
gelegte Anleihebedingungen Bezug genommen werden. Än- 
derungen des Inhalts der Urkunde oder der Anleihebedingun- 
gen nach Abschnitt 2 dieses Gesetzes werden erst wirksam, 
wenn sie in der Urkunde oder in den Anleihebedingungen 
vollzogen worden sind. 

§3 

Transparenz des Leistungsverspreehens 

Nach den Anleihebedingungen muss die vom Schuldner 
versprochene Leistung durch einen Anleger, der hinsichtlich 
der jeweiligen Art von Schuldverschreibungen sachkundig 
ist, eraiittelt werden können. 

§4 

Kollektive Bindung 

Bestimmungen in Anleihebedingungen können während 
der Laufzeit der Anleihe durch Rechtsgeschäft nur durch 
gleichlautenden Vertrag mit sämtlichen Gläubigem oder 
nach Abschnitt 2 dieses Gesetzes geändert werden (kollekti- 
ve Bindung). Der Schuldner muss die Gläubiger insoweit 
gleich behandeln. 


Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften 
§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) unverändert 


(2) Dieses Gesetz gilt nicht für die gedeckten Schuldver- 
schreibungen im Sinne des Pfandbriefgesetzes sowie nicht 
für Schuldverschreibungen, deren Schuldner der Bund, ein 
Sondervermögen des Bundes, ein Land oder eine Gemein- 
de ist oder für die der Bund, ein Sondervermögen des Bun- 
des, ein Land oder eine Gemeinde haftet. 

§2 

unverändert 


§3 

unverändert 


§4 

unverändert 
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Abschnitt 2 

Beschlüsse der Gläubiger 


§5 

Mehrheitsbeschlüsse der Gläubiger 

(1) Die Anleihebedingungen können vorsehen, dass die 
Gläubiger derselben Anleihe nach Maßgabe dieses Ab- 
schnitts durch Mehrheitsbeschluss Änderungen der Anleihe- 
bedingungen zustimmen und zur Wahrnehmung ihrer Rechte 
einen gemeinsamen Vertreter für alle Gläubiger bestellen 
können. Die Anleihebedingungen können dabei von den §§ 5 
bis 2 1 zu Lasten der Gläubiger nur abweichen, soweit es in 
diesem Gesetz ausdrücklich vorgesehen ist. Eine Verpflich- 
tung zur Leistung kann für die Gläubiger durch Mehrheitsbe- 
schluss nicht begründet werden. 

(2) Die Mehrheitsbeschlüsse der Gläubiger sind für alle 
Gläubiger derselben Anleihe gleichermaßen verbindlich. Ein 
Mehrheitsbeschluss der Gläubiger, der nicht gleiche Bedin- 
gungen für alle Gläubiger vorsieht, ist unwirksam, es sei 
denn, die benachteiligten Gläubiger stimmen ihrer Benach- 
teiligung ausdrücklich zu. 

(3) Die Gläubiger können durch Mehrheitsbeschluss ins- 
besondere folgenden Maßnahmen zustimmen: 

1. der Veränderung der Fälligkeit, der Verringerung oder 
dem Ausschluss der Zinsen; 

2 . der Veränderung der F älligkeit der Hauptforderung; 

3 . der Verringerung der Hauptforderung; 

4. dem Nachrang der Forderungen aus den Schuldver- 
schreibungen im Insolvenzverfahren des Schuldners; 

5. der Umwandlung oder dem Umtausch der Schuldver- 
schreibungen in Gesellschaftsanteile, andere Wertpa- 
piere oder andere Leistungsversprechen; 

6. dem Austausch und der Freigabe von Sicherheiten; 

7. der Änderung der Währung der Schuldverschreibun- 
gen; 

8. dem Verzicht auf das Kündigungsrecht der Gläubiger 
oder dessen Beschränkung; 

9. der Zustimmung zur Schuldnerersetzung; 

10. der Änderung oder Aufhebung von Nebenbestimmun- 
gen der Schuldverschreibungen. 

Die Anleihebedingungen körmen die Möglichkeit von Gläu- 
bigerbeschlüssen auf einzeln benannte Maßnahmen 
beschränken oder einzeln benannte Maßnahmen von dieser 
Möglichkeit ausnehmen. 

(4) Die Gläubiger entscheiden mit der einfachen Mehrheit 
der an der Abstimmung teilnehmenden Stimmrechte. Be- 
schlüsse, durch welche der wesentliche Inhalt der Anleihebe- 
dingungen geändert wird, insbesondere in den Fällen des Ab- 
satzes 3 Nummer 1 bis 9, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit einer 
Mehrheit von mindestens 75 Prozent der teilnehmenden 
Stimmrechte (qualifizierte Mehrheit). Die Anleihebedingun- 
gen können für einzelne oder alle Maßnahmen eine höhere 
Mehrheit vorschreiben. 


(5) Ist in Anleihebedingungen bestimmt, dass die Kündi- 
gung von ausstehenden Schuldverschreibungen nur von 


Abschnitt 2 

Beschlüsse der Gläubiger 
§5 

Mehrheitsbeschlüsse der Gläubiger 

(1) unverändert 


(2)unverändert 


(3) Die Gläubiger können durch Mehrheitsbeschluss ins- 
besondere folgenden Maßnahmen zustimmen: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. der Schuldnerersetzung; 

10. unverändert 

Die Anleihebedingungen körmen die Möglichkeit von Gläu- 
bigerbeschlüssen auf einzeln benannte Maßnahmen 
beschränken oder einzeln benannte Maßnahmen von dieser 
Möglichkeit ausnehmen. 

(4) unverändert 


(5)unverändert 
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mehreren Gläubigem und einheitlich erklärt werden kann, 
darf der für die Kündigung erforderliche Mindestanteil der 
ausstehenden Schuldverschreibungen nicht mehr als 25 Pro- 
zent betragen. Die Wirkung einer solchen Kündigung ent- 
fällt, wenn die Gläubiger dies binnen drei Monaten mit 
Mehrheit beschließen. Für den Beschluss über die Unwirk- 
samkeit der Kündigung genügt die einfache Mehrheit der 
Stimmrechte, es müssen aber in jedem Fall mehr Gläubiger 
zustimmen als gekündigt haben. 

(6) Die Gläubiger beschließen entweder in einer Gläubi- (6)unverändert 
gerversammlung oder im Wege einer Abstimmung ohne Ver- 
sammlung. Die Anleihebedingungen können ausschließlich 
eine der beiden Möglichkeiten vorsehen. 


§6 

Stimmrecht 


§6 

unverändert 


( 1 ) An Abstimmungen der Gläubiger nimmt jeder Gläubi- 
ger nach Maßgabe des Nennwerts oder des rechnerischen 
Anteils seiner Berechtigung an den ausstehenden Schuldver- 
schreibungen teil. Das Stimmrecht mht, solange die Anteile 
dem Schuldner oder einem mit ihm verbundenen Unterneh- 
men (§271 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs) zustehen oder 
für Rechnung des Schuldners oder eines mit ihm verbun- 
denen Unternehmens gehalten werden. Der Schuldner darf 
Schuldverschreibungen, deren Stimmrechte ruhen, einem 
anderen nicht zu dem Zweck überlassen, die Stimmrechte an 
seiner Stelle auszuüben; dies gilt auch für ein mit dem 
Schuldner verbundenes Unternehmen. Niemand darf das 
Stimmrecht zu dem in Satz 3 erster Halbsatz bezeichneten 
Zweck ausüben. 

(2) Niemand darf dafür, dass eine stimmberechtigte Per- 
son bei einer Gläubigerversammlung oder einer Abstim- 
mung nicht oder in einem bestimmten Sinne stimme, Vorteile 
als Gegenleistung anbieten, versprechen oder gewähren. 

(3) Wer stimmberechtigt ist, darf dafür, dass er bei einer 
Gläubigerversammlung oder einer Abstimmung nicht oder in 
einem bestimmten Sinne stimme, keinen Vorteil und keine 
Gegenleistung fordern, sich versprechen lassen oder an- 
nehmen. 


§7 

Gemeinsamer Vertreter der Gläubiger 


§7 

unverändert 


( 1 ) Zum gemeinsamen Vertreter für alle Gläubiger kann 
jede geschäftsfähige Person oder eine sachkundige juristi- 
sche Person bestellt werden. Eine Person, welche 

1. Mitglied des Vorstands, des Aufsichtsrats, des Verwal- 
tungsrats oder eines ähnlichen Organs, Angestellter oder 
sonstiger Mitarbeiter des Schuldners oder eines mit die- 
sem verbundenen Unternehmens ist, 

2. am Stamm- oder Grundkapital des Schuldners oder eines 
mit diesem verbundenen Unternehmens mit mindestens 
20 Prozent beteiligt ist, 

3. Finanzgläubiger des Schuldners oder eines mit diesem 
verbundenen Unternehmens mit einer Forderung in Höhe 
von mindestens 20 Prozent der ausstehenden Anleihe 
oder Organmitglied, Angestellter oder sonstiger Mitar- 
beiter dieses Finanzgläubigers ist oder 
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4. auf Grund einer besonderen persönlichen Beziehung zu 

den in den Nummern 1 bis 3 aufgeführten Personen unter 

deren bestimmendem Einfluss steht, 

muss den Gläubigem vor ihrer Bestellung zum gemeinsamen 
Vertreter die maßgeblichen Umstände offenlegen. Der ge- 
meinsame Vertreter hat die Gläubiger unverzüglich in geeig- 
neter Form darüber zu unterrichten, wenn in seiner Person 
solche Umstände nach der Bestellung eintreten. 

(2) Der gemeinsame Vertreter hat die Aufgaben und Be- 
fugnisse, welche ihm durch Gesetz oder von den Gläubigem 
durch Mehrheitsbeschluss eingeräumt wurden. Er hat die 
Weisungen der Gläubiger zu befolgen. Soweit er zur Gel- 
tendmachung von Rechten der Gläubiger ermächtigt ist, sind 
die einzelnen Gläubiger zur selbständigen Geltendmachung 
dieser Rechte nicht befugt, es sei denn, der Mehrheitsbe- 
schluss sieht dies ausdrücklich vor. Über seine Tätigkeit hat 
der gemeinsame Vertreter den Gläubigem zu berichten. 

(3) Der gemeinsame Vertreter haftet den Gläubigem als 
Gesamtgläubigem für die ordnungsgemäße Erfüllung seiner 
Aufgaben; bei seiner Tätigkeit hat er die Sorgfalt eines 
ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters anzuwen- 
den. Die Haftung des gemeinsamen Vertreters kann durch 
Beschluss der Gläubiger beschränkt werden. Über die Gel- 
tendmachung von Ersatzansprüchen der Gläubiger gegen 
den gemeinsamen Vertreter entscheiden die Gläubiger. 

(4) Der gemeinsame Vertreter kann von den Gläubigem 
jederzeit ohne Angabe von Gründen abbemfen werden. 

(5) Der gemeinsame Vertreter der Gläubiger kann vom 
Schuldner verlangen, alle Auskünfte zu erteilen, die zur Er- 
füllung der ihm übertragenen Aufgaben erforderlich sind. 

(6) Die durch die Bestellung eines gemeinsamen Vertre- 
ters der Gläubiger entstehenden Kosten und Aufwendungen, 
einschließlich einer angemessenen Vergütung des gemein- 
samen Vertreters, trägt der Schuldner. 


§8 


§8 


unverändert 


Bestellung des gemeinsamen Vertreters 
in den Anleihebedingnngen 


( 1 ) Ein gemeinsamer Vertreter der Gläubiger kann bereits in 
den Anleihebedingungen bestellt werden. Mitglieder des Vor- 
stands, des Aufsichtsrats, des Verwaltungsrats oder eines 
ähnlichen Organs, Angestellte oder sonstige Mitarbeiter des 
Schuldners oder eines mit ihm verbundenen Unternehmens 
dürfen nicht bereits in den Anleihebedingungen als gemein- 
samer Vertreter der Gläubiger bestellt werden. Ihre Bestel- 
lung ist nichtig. Dies gilt auch, wenn die in Satz 1 genarmten 
Umstände nachträglich eintreten. Aus den in § 7 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 2 bis 4 genannten Personengmppen kann ein 
gemeinsamer Vertreter der Gläubiger bestellt werden, sofern 
in den Emissionsbedingungen die maßgeblichen Umstände 
offengelegt werden. Wenn solche Umstände nachträglich 
eintreten, gilt § 7 Absatz 1 Satz 3 entsprechend. 

(2) Mit der Bestellung ist der Umfang der Befugnisse des 
gemeinsamen Vertreters zu bestimmen. Zu einem Verzicht 
auf Rechte der Gläubiger, insbesondere zu den in § 5 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 9 genannten Entscheidungen, 
kann der Vertreter nur auf Grund eines Beschlusses der Gläu- 
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bigerversammlung ermächtigt werden. In diesen Fällen kann 
die Ermächtigung nur im Einzelfall erteilt werden. 

(3) In den Anleihebedingungen kann die Haftung des ge- 
meinsamen Vertreters auf das Zehnfache seiner jährlichen 
Vergütung begrenzt werden, es sei denn, dem gemeinsamen 
Vertreter fällt Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last. 

(4) Für den in den Anleihebedingungen bestellten gemein- 
samen Vertreter gilt § 7 Absatz 2 bis 6 entsprechend. 


§9 

Einberufung der Gläubigerversammlung 


§9 

unverändert 


(1) Die Gläubigerversammlung wird vom Schuldner oder 
von dem gemeinsamen Vertreter der Gläubiger einberufen. 
Sie ist einzuberufen, wenn Gläubiger, deren Schuldver- 
schreibungen zusammen 5 Prozent der ausstehenden Schuld- 
verschreibungen erreichen, dies schriftlich mit der Begrün- 
dung verlangen, sie wollten einen gemeinsamen Vertreter be- 
stellen oder abberufen, sie wollten nach § 5 Absatz 5 Satz 2 
über das Entfallen der Wirkung der Kündigung beschließen 
oder sie hätten ein sonstiges besonderes Interesse an der Ein- 
berufung. Die Anleihebedingungen können vorsehen, dass 
die Gläubiger auch aus anderen Gründen die Einberufung 
verlangen können. 

(2) Gläubiger, deren berechtigtem Verlangen nicht ent- 
sprochen worden ist, können bei Gericht beantragen, sie zu 
ermächtigen, die Gläubigerversammlung einzuberufen. Das 
Gericht kann zugleich den Vorsitzenden der Versammlung 
bestimmen. Auf die Ermächtigung muss in der Bekannt- 
machung der Einberufung hingewiesen werden. 

(3) Zuständig ist das Gericht, in dessen Bezirk der Schuld- 
ner seinen Sitz hat oder mangels eines Sitzes im Inland das 
Amtsgericht Frankfurt am Main. Gegen die Entscheidung 
des Gerichts ist die Beschwerde statthaft. 

(4) Der Schuldner trägt die Kosten der Gläubigerver- 
sammlung und, wenn das Gericht dem Antrag nach Absatz 2 
stattgegeben hat, auch die Kosten dieses Verfahrens. 


§ 10 

Frist, Anmeldung, Nachweis 


§ 10 

unverändert 


(1) Die Gläubigerversammlung ist mindestens 14 Tage 
vor dem Tag der Versammlung einzuberufen. 

(2) Sehen die Anleihebedingungen vor, dass die Teilnah- 
me an der Gläubigerversammlung oder die Ausübung der 
Stimmrechte davon abhängig ist, dass sich die Gläubiger vor 
der Versammlung anmelden, so tritt für die Berechnung der 
Einberufungsfrist an die Stelle des Tages der Versammlung 
der Tag, bis zu dessen Ablauf sich die Gläubiger vor der Ver- 
sammlung anmelden müssen. Die Anmeldung muss unter 
der in der Bekanntmachung der Einberufung mitgeteilten 
Adresse spätestens am dritten Tag vor der Gläubigerver- 
sammlung zugehen. 

(3) Die Anleihebedingungen können vorsehen, wie die 
Berechtigung zur Teilnahme an der Gläubigerversammlung 
nachzuweisen ist. Sofern die Anleihebedingungen nichts an- 
deres bestimmen, reicht bei Schuldverschreibungen, die in 
einer Sammelurkunde verbrieft sind, ein in Textform erstell- 
ter besonderer Nachweis des depotführenden Instituts aus. 
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§ 11 

Ort der Gläubigerversammlung 

Die Gläubigerversammlung soll bei einem Schuldner mit 
Sitz im Inland am Sitz des Schuldners stattfmden. Sind die 
Schuldverschreibungen an einer Wertpapierbörse im Sinne 
des § 1 Absatz 3e des Kreditwesengesetzes zum Handel zu- 
gelassen, deren Sitz innerhalb der Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union oder der anderen Vertrags Staaten des Ab- 
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ist, so 
kaim die Gläubigerversammlung auch am Sitz dieser Wert- 
papierbörse stattfinden. § 30a Absatz 2 des Wertpapierhan- 
delsgesetzes bleibt unberührt. 

§ 12 

Inhalt der Einberufung, Bekanntmachung 

(1) ln der Einberufung müssen die Firma, der Sitz des 
Schuldners, die Zeit und der Ort der Gläubigerversammlung 
sowie die Bedingungen angeben werden, von denen die Teil- 
nahme an der Gläubigerversammlung und die Ausübung des 
Stimmrechts abhängen. 

(2) Die Einberufung ist unverzüglich im elektronischen 
Bundesanzeiger öffentlich bekannt zu machen. Die Anleihe- 
bedingungen können zusätzliche Formen der öffentlichen 
Bekarmtmachung vorsehen. Die Kosten der Bekaimtma- 
chung hat der Schuldner zu tragen. 

(3) Der Schuldner hat die Einberufung und die genauen 
Bedingungen, von denen die Teilnahme an der Gläubigerver- 
sammlung und die Ausübung des Stimmrechts abhängen, 
vom Tag der Einberufung an bis zum Tag der Gläubigerver- 
sammlung im Internet unter seiner Adresse den Gläubigem 
zugänglich zu machen. 


§ 13 

Tagesordnung 

(1) Zu jedem Gegenstand, über den die Gläubigerver- 
sammlung beschließen soll, hat der Einbemfende in der 
Tagesordnung einen Vorschlag zur Beschlussfassung zu 
machen. 

(2) Die Tagesordnung der Gläubigerversammlung ist mit 
der Einbemfung bekarmt zu machen. § 12 Absatz 2 und 3 gilt 
entsprechend. Über Gegenstände der Tagesordnung, die 
nicht in der vorgeschriebenen Weise bekannt gemacht sind, 
dürfen Beschlüsse nicht gefasst werden. 

(3) Gläubiger, deren Schuldverschreibungen zusammen 
5 Prozent der ausstehenden Schuldverschreibungen errei- 
chen, können verlangen, dass neue Gegenstände zur Be- 
schlussfassung bekannt gemacht werden; § 9 Absatz 2 bis 4 
gilt entsprechend. Diese neuen Gegenstände müssen spätes- 
tens am dritten Tag vor der Gläubigerversammlung bekarmt 
gemacht sein. 

(4) Gegenanträge, die ein Gläubiger vor der Versammlung 
angekündigt hat, muss der Schuldner unverzüglich bis zum 
Tag der Gläubigerversammlung im Internet unter seiner 
Adresse den Gläubigem zugänglich machen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 11 

unverändert 


§ 12 

Inhalt der Einberufung, Bekanntmachung 

(l)unverändert 


(2)unverändert 


(3) Der Schuldner hat die Einbemfung und die genauen 
Bedingungen, von denen die Teilnahme an der Gläubigerver- 
sammlung und die Ausübung des Stimmrechts abhängen, 
vom Tag der Einbemfung an bis zum Tag der Gläubigerver- 
sammlung im Internet unter seiner Adresse oder, wenn eine 
solche nicht vorhanden ist, unter der in den Anleihebe- 
dingungen festgelegten Internetseite den Gläubigem zu- 
gänglich zu machen. 

§ 13 

Tagesordnung 

(1) unverändert 


(2)unverändert 


(3)unverändert 


(4) Gegenanträge, die ein Gläubiger vor der Versammlung 
angekündigt hat, muss der Schuldner unverzüglich bis zum 
Tag der Gläubigerversammlung im Internet unter seiner 
Adresse oder, wenn eine solche nicht vorhanden ist, unter 
der in den Anleihebedingungen festgelegten Internetseite 
den Gläubigem zugänglich machen. 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 14 

Vertretung 


§ 14 

unverändert 


(1) Jeder Gläubiger kann sich in der Gläubigerversamm- 
lung durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Hierauf 
ist in der Einberufung der Gläubigerversammlung hinzuwei- 
sen. ln der Einberufung ist auch anzugeben, welche Voraus- 
setzungen erfüllt sein müssen, um eine wirksame Vertretung 
zu gewährleisten. 

(2) Die Vollmacht und Weisungen des Vollmachtgebers an 
den Vertreter bedürfen der Textform. Wird ein vom Schuld- 
nerbenannter Stimmrechtsvertreter bevollmächtigt, so ist die 
Vollmachtserklärung vom Schuldner drei Jahre nachprüfbar 
festzuhalten. 


§ 15 

Vorsitz, Beschlussfähigkeit 


§ 15 

unverändert 


(1) Der Einberufende führt den Vorsitz in der Gläubiger- 
versammlung, sofern nicht das Gericht einen anderen Vorsit- 
zenden bestimmt hat. 

(2) ln der Gläubigerversammlung ist durch den Vorsitzen- 
den ein Verzeichnis der erschienenen oder durch Bevoll- 
mächtigte vertretenen Gläubiger aufzustellen. Im Verzeich- 
nis sind die Gläubiger unter Angabe ihres Namens, Sitzes 
oder Wohnorts sowie der Zahl der von jedem vertretenen 
Stimmrechte aufzuführen. Das Verzeichnis ist vom Vorsit- 
zenden der Versammlung zu unterschreiben und allen Gläu- 
bigem unverzüglich zugänglich zu machen. 

(3) Die Gläubigerversammlung ist beschlussfähig, wenn 
die Anwesenden wertmäßig mindestens die Hälfte der aus- 
stehenden Schuldverschreibungen vertreten. Wird in der 
Gläubigerversammlung die mangelnde Beschlussfähigkeit 
festgestellt, karm der Vorsitzende eine zweite Versammlung 
zum Zweck der erneuten Beschlussfassung einberafen. Die 
zweite Versammlung ist beschlussfähig; für Beschlüsse, zu 
deren Wirksamkeit eine qualifizierte Mehrheit erforder- 
lich ist, müssen die Anwesenden mindestens 25 Prozent der 
ausstehenden Schuldverschreibungen vertreten. Schuldver- 
schreibungen, deren Stimmrechte rahen, zählen nicht zu den 
ausstehenden Schuldverschreibungen. Die Anleihebedin- 
gungen köimen jeweils höhere Anfordemngen an die Be- 
schlussfähigkeit stellen. 


§ 16 

Auskunftspflicht, Abstimmung, Niederschrift 


§ 16 

unverändert 


(1) Der Schuldner hat jedem Gläubiger auf Verlangen in 
der Gläubigerversammlung Auskunft zu erteilen, soweit sie 
zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tages- 
ordnung oder eines Vorschlags zur Beschlussfassung erfor- 
derlich ist. 

(2) Auf die Abgabe und die Auszählung der Stimmen sind 
die Vorschriften des Aktiengesetzes über die Abstimmung 
der Aktionäre in der Hauptversammlung entsprechend anzu- 
wenden, soweit nicht in den Anleihebedingungen etwas an- 
deres vorgesehen ist. 

(3) Jeder Beschluss der Gläubigerversammlung bedarf zu 
seiner Gültigkeit der Beurkundung durch eine über die Ver- 
handlung aufgenommene Niederschrift. Findet die Gläubi- 
gerversammlung im Inland statt, so ist die Niederschrift 
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durch einen Notar aufzunehmen; bei einer Gläubigerver- 
sammlung im Ausland muss eine Niederschrift gewährleistet 
sein, die der Niederschrift durch einen Notar gleichwertig ist. 
§ 130 Absatz 2 bis 4 des Aktiengesetzes gilt entsprechend. 
Jeder Gläubiger, der in der Gläubigerversammlung erschie- 
nen oder durch Bevollmächtigte vertreten war, kann binnen 
eines Jahres nach dem Tag der Versammlung von dem 
Schuldner eine Abschrift der Niederschrift und der Anlagen 
verlangen. 

§ 17 

Bekanntmachung von Beschlüssen 

(1) Der Schuldner hat die Beschlüsse der Gläubiger auf 
seine Kosten in geeigneter Form öffentlich bekannt zu ma- 
chen. Hat der Schuldner seinen Sitz im Inland, so sind die Be- 
schlüsse unverzüglich im elektronischen Bundesanzeiger zu 
veröffentlichen; die nach § 30e Absatz 1 des Wertpapierhan- 
delsgesetzes vorgeschriebene Veröffentlichung ist jedoch 
ausreichend. Die Anleihebedingungen können zusätzliche 
Formen der öffentlichen Bekanntmachung vorsehen. 

(2) Außerdem hat der Schuldner die Beschlüsse der Gläu- 
biger sowie, wenn ein Gläubigerbeschluss die Anleihebedin- 
gungen ändert, den Wortlaut der ursprünglichen Anleihebe- 
dingungen vom Tag nach der Gläubigerversammlung an für 
die Dauer von mindestens einem Monat im Internet unter sei- 
ner Adresse der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 


§ 18 

Abstimmung ohne Versammlung 

(1) Auf die Abstimmung ohne Versammlung sind die Vor- 
schriften über die Einberufung und Durchführung der Gläu- 
bigerversammlung entsprechend anzuwenden, soweit in den 
folgenden Absätzen nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Die Abstimmung wird vom Abstimmungsleiter gelei- 
tet. Abstimmungsleiter ist ein vom Schuldner beauftragter 
Notar oder der gemeinsame Vertreter der Gläubiger, wenn er 
zu der Abstimmung aufgefordert hat, oder eine vom Gericht 
bestimmte Person. § 9 Absatz 2 Satz 2 ist entsprechend an- 
wendbar. 

(3) In der Aufforderung zur Stimmabgabe ist der Zeitraum 
anzugeben, irmerhalb dessen die Stimmen abgegeben wer- 
den körmen. Er beträgt mindestens 72 Stunden. Während des 
Abstimmungszeitraums können die Gläubiger ihre Stimme 
gegenüber dem Abstimmungsleiter in Textform abgeben. In 
den Anleihebedingungen können auch andere Formen der 
Stimmabgabe vorgesehen werden. In der Aufforderung muss 
im Einzelnen angegeben werden, welche Voraussetzungen 
erfüllt sein müssen, damit die Stimmen gezählt werden. 

(4) Der Abstimmungsleiter stellt die Berechtigung zur 
Stimmabgabe anhand der eingereichten Nachweise fest und 
erstellt ein Verzeichnis der stimmberechtigten Gläubiger. 
Wird die Beschlussfähigkeit nicht festgestellt, kaim der Ab- 
stimmungsleiter eine Gläubigerversammlung einberufen; 
§ 1 5 Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. Über jeden in der Ab- 
stimmung gefassten Beschluss ist eine Niederschrift aufzu- 
nehmen; § 16 Absatz 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Jeder 
Gläubiger, der an der Abstimmung teilgenommen hat, kann 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 17 

Bekanntmachung von Beschlüssen 

(1) unverändert 


(2) Außerdem hat der Schuldner die Beschlüsse der Gläu- 
biger sowie, wenn ein Gläubigerbeschluss die Anleihebedin- 
gungen ändert, den Wortlaut der ursprünglichen Anleihebe- 
dingungen vom Tag nach der Gläubigerversammlung an für 
die Dauer von mindestens einem Monat im Internet unter sei- 
ner Adresse oder, wenn eine solche nicht vorhanden ist, 
unter der in den Anleihebedingungen festgelegten Inter- 
netseite der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

§ 18 

Abstimmung ohne Versammlung 

(1) unverändert 


(2)unverändert 


(3)unverändert 


(4) Der Abstimmungsleiter stellt die Berechtigung zur 
Stimmabgabe anhand der eingereichten Nachweise fest und 
erstellt ein Verzeichnis der stimmberechtigten Gläubiger. 
Wird die Beschlussfähigkeit nicht festgestellt, kann der Ab- 
stimmungsleiter eine Gläubigerversammlung einberufen; 
die Versammlung gilt als zweite Versammlung im Sinne 
des § 15 Absatz 3 Satz 3. Über jeden in der Abstimmung ge- 
fassten Beschluss ist eine Niederschrift aufzunehmen; § 16 
Absatz 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Jeder Gläubiger, der 
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binnen eines Jahres nach Ablauf des Abstimmungszeitraums 
von dem Schuldner eine Abschrift der Niederschrift nebst 
Anlagen verlangen. 

(5) Jeder Gläubiger, der an der Abstimmung teilgenom- 
men hat, kann gegen das Ergebnis schriftlich Widerspruch 
erheben binnen zwei Wochen nach Bekanntmachung der Be- 
schlüsse. Über den Widerspruch entscheidet der Abstim- 
mungsleiter. Hilft er dem Widerspruch ab, hat er das Ergebnis 
unverzüglich bekannt zu machen; § 17 gilt entsprechend. 
Hilft der Abstimmungsleiter dem Widerspruch nicht ab, hat 
er dies dem widersprechenden Gläubiger unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen. 

(6) Der Schuldner hat die Kosten einer Abstimmung ohne 
Versammlung zu tragen und, wenn das Gericht einem Antrag 
nach § 9 Absatz 2 stattgegeben hat, auch die Kosten des Ver- 
fahrens. 

§ 19 

Insolvenzverfahren 

(1) Ist über das Vermögen des Schuldners im Inland das 
Insolvenzverfahren eröffnet worden, so unterliegen die Be- 
schlüsse der Gläubiger den Bestimmungen der Insolvenzord- 
nung, soweit in den folgenden Absätzen nichts anderes be- 
stimmt ist. § 340 der Insolvenzordnung bleibt unberührt. 

(2) Die Gläubiger können durch Mehrheitsbeschluss zur 
Wahrnehmung ihrer Rechte im Insolvenzverfahren einen ge- 
meinsamen Vertreter für alle Gläubiger bestellen. Das Insol- 
venzgericht hat zu diesem Zweck eine Gläubigerversamm- 
lung nach den Vorschriften dieses Gesetzes einzuberufen, 
wenn ein gemeinsamer Vertreter für alle Gläubiger noch 
nicht bestellt worden ist. 

(3) Ein gemeinsamer Vertreter für alle Gläubiger ist allein 
berechtigt und verpflichtet, die Rechte der Gläubiger im In- 
solvenzverfahren geltend zu machen; dabei braucht er die 
Schuldurkunde nicht vorzulegen. 

(4) In einem Insolvenzplan sind den Gläubigem gleiche 
Rechte anzubieten. 

(5) Das Insolvenzgericht hat zu veranlassen, dass die Be- 
kanntmachungen nach den Bestimmungen dieses Gesetzes 
zusätzlich im Internet unter der durch § 9 der Insolvenzord- 
nung vorgeschriebenen Adresse veröffentlicht werden. 

§20 

Anfechtung von Beschlüssen 

(1) Ein Beschluss der Gläubiger karm wegen Verletzung 
des Gesetzes oder der Anleihebedingungen durch Klage an- 
gefochten werden. Wegen unrichtiger, unvollständiger oder 
verweigerter Erteilung von Informationen kann ein Be- 
schluss der Gläubiger nur angefochten werden, wenn ein ob- 
jektiv urteilender Gläubiger die Erteilung der Information als 
wesentliche Voraussetzung für sein Abstimmungsverhalten 
angesehen hätte. Die Anfechtung kann nicht auf die durch ei- 
ne technische Störung verursachte Verletzung von Rechten, 
die nach § 1 8 auf elektronischem Wege wahrgenommen wor- 
den sind, gestützt werden, es sei denn, dem Schuldner ist gro- 
be Fahrlässigkeit oder Vorsatz vorzuwerfen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

an der Abstimmung teilgenommen hat, kaim birmen eines 
Jahres nach Ablauf des Abstimmungszeitraums von dem 
Schuldner eine Abschrift der Niederschrift nebst Anlagen 
verlangen. 

(5) unverändert 


(6)unverändert 


§ 19 

unverändert 


§20 

Anfechtung von Beschlüssen 

(1) unverändert 
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(2) Zur Anfechtung ist befugt 

1. jeder Gläubiger, der an der Abstimmung teilgenommen 
und gegen den Beschluss fristgerecht Widerspruch erklärt 
hat, sofern er die Schuldverschreibung vor der Bekannt- 
machung der Einberufung der Gläubigerversammlung er- 
worben hatte; 

2. jeder Gläubiger, der an der Abstimmung nicht teilgenom- 
men hat, wenn er zur Abstimmung zu Unrecht nicht zuge- 
lassen worden ist oder wenn die Versammlung nicht ord- 
nungsgemäß einberufen oder zur Stimmabgabe nicht ord- 
nungsgemäß aufgefordert worden ist oder wenn ein Ge- 
genstand der Beschlussfassung nicht ordnungsgemäß 
bekannt gemacht worden ist. 

(3) Die Klage ist binnen eines Monats nach der Bekannt- 
machung des Beschlusses zu erheben. Sie ist gegen den 
Schuldner zu richten. Zuständig für die Klage ist bei einem 
Schuldner mit Sitz im Inland das Landgericht, in dessen Be- 
zirk der Sehuldner seinen Sitz hat, oder mangels eines Sitzes 
im Inland das Landgericht Frankfurt am Main; § 246 
Absatz 3 Satz 2 bis 6 des Aktiengesetzes gilt entsprechend. 
Vor einer rechtskräftigen Entscheidung des Gerichts darf der 
angefochtene Beschluss nicht vollzogen werden, es sei denn, 
das Gericht stellt auf Antrag des Schuldners nach Maßgabe 
des § 246a des Aktiengesetzes fest, dass die Erhebung der 
Klage dem Vollzug des angefochtenen Beschlusses nicht ent- 
gegensteht. 


§21 

Vollziehung von Beschlüssen 

(1) Beschlüsse der Gläubigerversammlung, durch welche 
der Inhalt der Anleihebedingungen abgeändert oder ergänzt 
wird, sind in der Weise zu vollziehen, dass die maßgebliche 
Sammelurkunde ergänzt oder geändert wird. Im Fall der Ver- 
wahrung der Sammelkurkunde durch eine Wertpapiersam- 
melbank hat der Versammlungs- oder Abstimmungsleiter da- 
zu den in der Niederschrift dokumentierten Beschlussinhalt 
an die Wertpapiersammelbank zu übermitteln mit dem Ersu- 
chen, die eingereichten Dokumente den vorhandenen Doku- 
menten in geeigneter Form beizufügen. Er hat gegenüber der 
Wertpapiersammelbank zu versichern, dass der Beschluss 
vollzogen werden darf. 

(2) Der gemeinsame Vertreter darf von der ihm durch Be- 
schluss erteilten Vollmacht oder Ermächtigung keinen Ge- 
brauch machen, solange der zugrunde liegende Beschluss 
noch nicht vollzogen werden darf 

§22 

Geltung für Mitverpflichtete 

Die Anleihedingungen können vorsehen, dass die §§ 5 
bis 21 für Rechtsgeschäfte entsprechend gelten, durch wel- 
che andere Personen als der Schuldner für die Verpflichtun- 
gen des Schuldners aus der Anleihe Sicherheiten gewährt 
haben (Mitverpflichtete), ln diesem Fall müssen die Anleihe- 
bedingungen Mehrheitsbeschlüsse der Gläubiger unter Be- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
(2) Zur Anfechtung ist befugt 

1. jeder Gläubiger, der an der Abstimmung teilgenommen 
und gegen den Beschluss fristgerecht Widerspruch erklärt 
hat, sofern er die Schuldverschreibung vor der Bekannt- 
machung der Einberufung der Gläubigerversammlung 

oder vor der Aufforderung zur Stimmabgabe in einer 
Abstimmnng ohne Versammlung erworben hatte; 

2. unverändert 


(3) Die Klage ist biimen eines Monats nach der Bekannt- 
machung des Beschlusses zu erheben. Sie ist gegen den 
Schuldner zu richten. Zuständig für die Klage ist bei einem 
Schuldner mit Sitz im Inland ausschließlich das Landge- 
richt, in dessen Bezirk der Sehuldner seinen Sitz hat, oder 
mangels eines Sitzes im Inland das Landgericht Frankfurt am 
Main; § 246 Absatz 3 Satz 2 bis 6 des Aktiengesetzes gilt 
entsprechend. Vor einer rechtskräftigen Entscheidung des 
Gerichts darf der angefochtene Beschluss nicht vollzogen 
werden, es sei denn, das nach Satz 3 zuständige Gericht 
stellt auf Antrag des Schuldners nach Maßgabe des § 246a 
des Aktiengesetzes fest, dass die Erhebung der Klage dem 
Vollzug des angefochtenen Beschlusses nicht entgegensteht; 
§ 246a Absatz 1 Satz 1, Absatz 2, Absatz 3 Satz 2, 3 und 6, 
Absatz 4 des Aktiengesetzes gilt entsprechend. Gegen den 
Beschlnss findet die sofortige Beschwerde statt. Die 
Rechtsbeschwerde ist ausgeschlossen. 

§21 

unverändert 


§22 

unverändert 
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neimung der Rechtsgeschäfte und der Mitverpflichteten aus- 
drücklich vorsehen. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Abschnitt 3 

Bußgeldvorschriften; 

Übergangsbestimmungen 

§23 

Bußgeldvorschriften 

( 1 ) Ordnungswidrig handelt, wer 

1 . entgegen § 6 Absatz 1 Satz 3 erster Halbsatz Schuldver- 
schreibungen überlässt, 

2. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 4 das Stimmrecht ausübt, 

3. entgegen § 6 Absatz 2 einen Vorteil anbietet, verspricht 
oder gewährt oder 

4. entgegen § 6 Absatz 3 einen Vorteil oder eine Gegenleis- 
tung fordert, sich versprechen lässt oder annimmt. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leicht- 
fertig entgegen § 7 Absatz 1 Satz 2 einen maßgeblichen Um- 
stand nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht recht- 
zeitig offenlegt. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu hunderttausend Euro geahndet werden. 

§24 

Übergangsbestimmungen 

(1) Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf Schuldver- 
schreibungen, die vor dem . . . [einsetzen: Datum des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes] ausgegeben wurden. Auf diese 
Schuldverschreibungen ist das Gesetz betreffend die gemein- 
samen Rechte der Besitzer von Schuldverschreibungen in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4134-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Arti- 
kel 53 des Gesetzes vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2911) 
geändert worden ist, weiter anzuwenden, soweit sich aus Ab- 
satz 2 nichts anderes ergibt. 

(2) Gläubiger von Schuldverschreibungen, die vor dem . . . 
[einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] ausge- 
geben wurden, können mit Zustimmung des Schuldners eine 
Änderung der Anleihebedingungen oder den Austausch der 
Schuldverschreibungen gegen neue Schuldverschreibungen 
mit geänderten Anleihebedingungen beschließen, um von 
den in diesem Gesetz gewährten Wahlmöglichkeiten Ge- 
brauch machen zu körmen. Für die Beschlussfassung gelten 
die Vorschriften dieses Gesetzes entsprechend; der Beschluss 
bedarf der qualifizierten Mehrheit. 

Abschnitt 3 
unverändert 

Artikel 2 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über das Verfahren 
in Familiensaehen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Geriehtsbarkeit 

Das Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 

17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586, 2587) wird wie folgt 
geändert: 

unverändert 
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1 . § 375 wird wie folgt geändert: 

a) Der Nummer 1 5 wird ein Komma angefügt. 

b) Nach Nummer 15 wird folgende Nummer 16 einge- 
fügt: 

„16. § 9 Absatz 2 und 3 Satz 2 des Schuldverschrei- 
bungsgesetzes“. 

2. ln § 376 Absatz 1 und 2 Satz 2 werden die Wörter „§ 375 
Nr. 1 und 3 bis 14“ durch die Wörter „§ 375 Nummer 1, 3 
bis 14 und 16“ ersetzt. 


Artikel 3 Artikel 3 

Änderung des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes unverändert 

Das Allgemeine Kriegsfolgengesetz in der im Bundesge- 
setzblatt Teil 111, Gliederungsnummer 653-1, veröffentlich- 
ten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 127 der 
Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. 1 S. 2407) geän- 
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . § 88 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „Gesetzes 
betreffend die gemeinsamen Rechte der Besitzer 
von Schuldverschreibungen vom 4. Dezember 1899 
(Reichsgesetzbl. S. 691) in der Fassung des Gesetzes 
vom 14. Mai 1914 (Reichsgesetzbl. S. 121), der Ver- 
ordnung vom 24. September 1932 (Reichsgesetzbl. I 
S. 447) und des Gesetzes vom 20. Juli 1933 (Reichsge- 
setzbl. I. S. 523)“ durch die Wörter „Schuldverschrei- 
bungsgesetzes vom ... [einsetzen: Ausfertigungs- 
datum und Fundstelle dieses Gesetzes]“ ersetzt. 

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Gesetzes betreffend 
die gemeinsamen Rechte der Besitzer von 
Schuldverschreibungen“ durch das Wort 
„Schuldverschreibungsgesetzes“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „§ 1 1 Abs. 2 des Ge- 
setzes betreffend die gemeinsamen Rechte der 
Besitzer von Schuldverschreibungen“ durch die 
Wörter „§ 5 Absatz 4 Satz 2 des Schuldverschrei- 
bungsgesetzes“ ersetzt. 

2. § 89 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Absatzbezeichnung „(1)“ gestri- 
chen und die Wörter „Gesetzes betreffend die gemein- 
samen Rechte der Besitzer von Schuldverschreibun- 
gen“ werden durch das Wort „Schuldverschreibungs- 
gesetzes“ ersetzt. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

3. In § 90 Absatz 1 werden die Wörter „des nach § 9 des Ge- 
setzes betreffend die gemeinsamen Rechte der Besitzer 
von Schuldverschreibungen aufgenommenen Protokolls 
und seiner Anlagen“ durch die Wörter „der nach § 1 6 Ab- 
satz 3 des Schuldverschreibungsgesetzes aufgenomme- 
nen Niederschrift“ ersetzt. 
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Artikel 4 

Änderung des Wertpapierhandelsgesetzes 

Das Wertpapierhandelsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 9. September 1998 (BGBl. 1 S. 2708), das zu- 
letzt durch . . . (BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift des Abschnitts 6 wird wie folgt ge- 
fasst: 

„Abschnitt 6 

Verhaltenspflichten, 

Organisationspflichten, 

Transparenzpflichten“. 

b) Die Angabe zu § 37a wird wie folgt gefasst: 

„§ 37a (weggefallen)“. 


2. Die Überschrift des Abschnitts 6 wird wie folgt gefasst: 

„Abschnitt 6 

Verhaltenspflichten, 

Organisationspflichten, 

Transparenzpflichten“. 

3. Dem § 30b Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.“ 

4. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 2a und 2b 
eingefügt: 

„(2a) Ein Wertpapierdienstleistungsuntemehmen 
muss über jede Anlageberatung ein schriftliches Pro- 
tokoll anfertigen. Das Protokoll ist von demjenigen zu 
unterzeichnen, der die Anlageberatung durchgeführt 
hat; eine Ausfertigung ist dem Kunden unverzüglich 
nach Abschluss der Anlageberatung, jedenfalls vor 
einem auf der Beratung beruhenden Geschäftsab- 
schluss, in Papierform oder auf einem anderen dauer- 
haften Datenträger zur Verfügung zu stellen. Wählt 
der Kunde für Anlageberatung und Geschäftsab- 
schluss Kommunikationsmittel, die die Übermittlung 
des Protokolls vor dem Geschäftsabschluss nicht ge- 
statten, kann der Geschäftsabschluss auf ausdrück- 
lichen Wunsch des Kunden vor Erhalt des Protokolls 
erfolgen, wenn die Beratung mit Zustimmung des 
Kunden technisch aufgezeichnet worden ist oder der 
Kunde ausdrücklich auf eine solche Aufzeichnung ver- 
zichtet. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 4 

Änderung des Wertpapierhandelsgesetzes 

Das Wertpapierhandelsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 9. September 1998 (BGBl. I S. 2708), das zu- 
letzt durch . . . (BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 

c) Folgende Angabe wird angefügt: 

„§ 47 Anwendungsbestimmung für § 34“. 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 werden die folgenden Absätze 2a und 
2b eingefügt: 

„(2a) Ein Wertpapierdienstleistungsuntemehmen 
muss über jede Anlageberatung bei einem Privat- 
kunden ein schriftliches Protokoll anfertigen. Das 
Protokoll ist von demjenigen zu unterzeichnen, der die 
Anlageberatung durchgeführt hat; eine Ausfertigung 
ist dem Kunden unverzüglich nach Abschluss der An- 
lageberatung, jedenfalls vor einem auf der Beratung 
beruhenden Geschäftsabschluss, in Papierform oder 
auf einem anderen dauerhaften Datenträger zur Verfü- 
gung zu stellen. Wählt der Kunde für Anlageberatung 
und Geschäftsabschluss Kommunikationsmittel, die 
die Übermittlung des Protokolls vor dem Geschäftsab- 
schluss nicht gestatten, muss das Wertpapierdienst- 
leistungsunternehmen eine Ausfertigung des Pro- 
tokolls dem Kunden unverzüglich nach Abschluss 
der Anlageberatung zusenden. In diesem Fall kann 
der Geschäftsabschluss auf ausdrücklichen Wunsch 
des Kunden vor Erhalt des Protokolls erfolgen, wenn 
das Wertpapierdienstleistungsunternehmen dem 
Kunden für den Fall, dass das Protokoll nicht rich- 
tig oder nicht vollständig ist, ausdrücklich ein inner- 
halb von einer Woche nach dem Zugang des Proto- 
kolls auszuübendes Recht zum Rücktritt von dem 
auf der Beratung beruhenden Geschäft einräumt. 
Der Kunde muss auf das Rücktrittsrecht und die 
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Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Frist hingewiesen werden. Bestreitet das Wertpa- 
pierdienstleistungsunternehmen das Reeht zum 
Rücktritt nach Satz 4, hat es die Richtigkeit und die 
Vollständigkeit des Protokolls zu beweisen. 

(2b) Der Kunde kann von dem Wertpapierdienst- (2b) unverändert 

leistungsuntemehmen die Herausgabe einer Ausferti- 
gung des Protokolls nach Absatz 2a verlangen.“ 


b) In Absatz 4 werden die Wörter „nach den Absätzen 1 
und 2“ durch die Wörter „nach den Absätzen 1 bis 2a“ 
ersetzt. 

5. § 37a wird aufgehoben. 

6. Nach § 39 Absatz 2 Nummer 19 werden die folgenden 
Nummern 19a und 19b eingefugt: 

„19a. entgegen § 34 Absatz 2a Satz 1 in Verbindung mit 
einer Rechtsverordnung nach § 34 Absatz 4 Satz 1 
ein Protokoll nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig anfertigt, 

19b. entgegen § 34 Absatz 2a Satz 2 eine Ausfertigung 
des Protokolls nicht, nicht vollständig, nicht in der 
vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig zur 
Verfügung stellt,“. 


7. § 43 wird wie folgt gefasst: 

„§ 43 

Übergangsregelung für die Verjährung 
von Ersatzansprüchen nach § 37a 
§ 37a in der bis zum ... [einsetzen: Datum des Tages 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes] geltenden Fassung ist 
auf Ansprüche anzuwenden, die in der Zeit vom 1 . April 
1998 bis zum Ablauf des . . . [einsetzen: Datum des Tages 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes] entstanden sind.“ 


Artikel 5 

Änderung des Depotgesetzes 

Dem § 1 Absatz 1 des Depotgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. Januar 1995 (BGBl. I S. 34), das 
zuletzt durch . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. . . .) geän- 
dert worden ist, wird folgender Satz angefügt: 

„Wertpapiere im Sinne dieses Gesetzes sind auch Namens- 
schuldverschreibungen, soweit sie auf den Namen einer 
Wertpapiersammelbank ausgestellt wurden.“ 


b) unverändert 


5. unverändert 

6. Nach § 39 Absatz 2 Nummer 19 werden die folgenden 

Nummern 19a bis 19c eingefügt: 

„19a. entgegen § 34 Absatz 2a Satz 1 in Verbindung mit 
einer Rechtsverordnung nach § 34 Absatz 4 Satz 1 
ein Protokoll nicht, nicht richtig oder nicht recht- 
zeitig anfertigt, 

unverändert 


19c. entgegen § 34 Absatz 2a Satz 3 und 5 in Verbin- 
dung mit einer Rechtsverordnung naeh § 34 
Absatz 4 Satz 1 eine Ausfertigung des Proto- 
kolls nicht, nicht vollständig, nicht in der vor- 
geschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig zu- 
sendet,“ 

7. unverändert 


8. Folgender § 47 wird angefügt: 

„§ 47 

Anwendungsbestimmung für § 34 
§ 34 in der vom ... [einsetzen: Datum des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes] an geltenden Fassung ist erst- 
mals auf Anlageberatungen anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 2009 durchgeführt werden.“ 

Artikel 5 

unverändert 
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Artikel 6 

Änderung des Pfandbriefgesetzes 

§ 30 des Pfandbriefgesetzes vom 22. Mai 2005 (BGBl. 1 
S. 1373), das zuletzt durch . . . (BGBl. IS. . . .) geändert wor- 
den ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Absatz 7 wird aufgehoben. 

2 . Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 7 . 


Artikel 7 

Änderung der Wertpapierdienstleistungs- 
Verhaltens- und Organisationsverordnung 

§ 14 Absatz 6 der Wertpapierdienstleistungs- Verhaltens- 
und Organisationsverordnung vom 20. Juli 2007 (BGBl. 1 
S. 1432, die zuletzt durch Artikel . . . (BGBl. IS. . . .) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„(6) Das Protokoll nach § 34 Absatz 2a Satz 1 des Wert- 
papierhandelsgesetzes hat insbesondere vollständige Anga- 
ben zu enthalten über 

1 . den Anlass der Anlageberatung, 

2. die Dauer des Beratungsgesprächs, 

3. die der Beratung zugrunde liegenden Informationen über 
die persönliche Situation des Kunden, einschließlich der 
nach § 3 1 Absatz 4 Satz 1 des Wertpapierhandelsgesetzes 
einzuholenden Informationen, sowie über die Finanz- 
instrumente und Wertpapierdienstleistungen, die Gegen- 
stand der Anlageberatung sind, 

4. die vom Kunden im Zusammenhang mit der Anlagebera- 
tung geäußerten wesentlichen Anliegen und deren Ge- 
wichtung, 

5. die im Verlauf des Beratungsgesprächs erteilten Empfeh- 
lungen und die für diese Empfehlungen maßgeblichen 
Gründe. 

Im Falle des § 34 Absatz 2a Satz 5 ist in dem Protokoll außer- 
dem der ausdrückliche Wunsch des Kunden zu vermerken, 
einen Geschäftsabschluss auch vor Erhalt des Protokolls zu 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 6 

unverändert 


Artikel 6a 

Änderung des Handelsgesetzbuehs 

§ 89b Absatz 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4100- 
1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch 
... (BGBl. IS. ...) geändert worden ist, wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In Nummer 1 wird das Komma am Ende durch das 
Wort „und“ ersetzt. 

2. Nummer 2 wird aufgehoben. 

3. Nummer 3 wird Nummer 2 und nach dem Wort „Um- 
stände“ werden ein Komma und die Wörter „insbe- 
sondere der dem Handelsvertreter aus Geschäften mit 
diesen Kunden entgehenden Provisionen,“ eingefügt. 

Artikel 7 

Änderung der Wertpapierdienstleistungs- 
Verhaltens- und Organisationsverordnung 

§ 14 Absatz 6 der Wertpapierdienstleistungs- Verhaltens- 
und Organisationsverordnung vom 20. Juli 2007 (BGBl. I 
S. 1432), die zuletzt durch Artikel ... (BGBl. IS. ...) geän- 
dert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„(6) Das Protokoll nach § 34 Absatz 2a Satz 1 des Wert- 
papierhandelsgesetzes hat vollständige Angaben zu enthal- 
ten über 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. die im Verlauf des Beratungsgesprächs erteilten Empfeh- 
lungen und die für diese Empfehlungen genannten 
wesentlichen Gründe. 

Im Falle des § 34 Absatz 2a Satz 4 ist in dem Protokoll außer- 
dem der ausdrückliche Wunsch des Kunden zu vermerken, 
einen Geschäftsabschluss auch vor Erhalt des Protokolls zu 
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tätigen oder auf eine technische Aufzeichnung zu ver- 
zichten.“ 

Artikel 8 

Inkrafttreten; Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig treten das Gesetz betreffend die gemeinsamen 
Rechte der Besitzer von Schuldverschreibungen in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4134-1, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 
53 des Gesetzes vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2911) ge- 
ändert worden ist, und das Gesetz über die Anwendung von 
Vorschriften des Gesetzes betreffend die gemeinsamen Rech- 
te der Besitzer von Schuldverschreibungen in der im Bundes- 
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4 1 34- 1 - 1 , veröffent- 
lichten bereinigten Fassung außer Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

tätigen, sowie auf das eingeräumte Rüektrittsrecht hin- 
zuweisen.“ 

Artikel 8 

unverändert 
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Bericht der Abgeordneten Marco Wanderwitz, Kiaus Uwe Benneter, Mechthiid 
Dyckmans, Woifgang Neskovic und Jerzy Montag 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat die Vorlage auf Drucksache 
16/12814 in seiner 222. Sitzung am 14. Mai 2009 beraten und 
an den Rechtsausschuss zur federführenden Beratung sowie 
an den Finanzausschuss und an den Ausschuss für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz zur Mitbera- 
tung überwiesen. 

II. Stellungnahmen der mitberatenden Aussehüsse 

Der Finanzausschuss hat den Gesetzentwurf auf Druck- 
sache 16/12814 in seiner 136. Sitzung am 1. Juli 2009 beraten 
und mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DlE 
GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE, 
beschlossen zu empfehlen, den Gesetzentwurf anzunehmen. 

Der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Ver- 
braucherschutz hat die Vorlage auf Drucksache 16/128 14 in 
seiner 110. Sitzung am 1 . Juli 2009 beraten und mit den Stim- 
men der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP gegen die 
Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN bei 
Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE, beschlossen zu 
empfehlen, den Gesetzentwurf in geänderter Fassung anzu- 
nehmen. 

III. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im 
federführenden Aussehuss 

Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf auf Druck- 
sache 16/12814 in seiner 144. Sitzung am 27. Mai 2009 bera- 
ten und beschlossen, zu der Vorlage ein erweitertes Bericht- 
erstattergespräch durchzuführen. Der Ausschuss hat den Ge- 
setzentwurf abschließend in seiner 148. Sitzung am 1. Juli 
2009 beraten und mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der 
Fraktion DIE LINKE, beschlossen zu empfehlen, den Ge- 
setzentwurf in geänderter Fassung anzunehmen. 

IV. Zur Begründung der Besehlussempfehlung 

Im Folgenden werden lediglich die vom Rechtausschuss be- 
schlossenen Änderungen gegenüber der ursprünglichen Fas- 
sung des Gesetzentwurfs erläutert. Soweit der Ausschuss den 
Gesetzentwurf unverändert angenommen hat, wird auf die je- 
weilige Begründung in Drucksache 16/12814 (S. 13 ff) ver- 
wiesen. 

Zu Artikel I 

Zu § 1 Absatz 2 

Diese Änderung dient der Klarstellung. Die Formulierung des 
Regierungsentwurfs könnte zu der Auslegung führen, dass 
nur diejenigen Fälle vom Anwendungsbereich des Gesetzes 
ausgenommen sind, in denen die öffentliche Hand auf rechts- 
geschäftlicher Grundlage für eine Schuldverschreibung ein- 
steht. Es gibt aber auch Fälle, in denen die Mithaftung der 
öffentlichen Hand auf gesetzlicher Grundlage beruht. Dies gilt 
insbesondere für Schuldverschreibungen der Kreditanstalt für 


Wiederaufbau Bankengruppe (KfW), für die sich die Haftung 
des Bundes aus § la des KfW-Gesetzes ergibt. Es gibt keinen 
sachlichen Grund dafür, Schuldverschreibungen der KfW im 
vorliegenden Zusammenhang anders zu behandeln als etwa 
Schuldverschreibungen, für die der Finanzmarktstabilisie- 
rungsfonds auf rechtsgeschäftlicher Grundlage mitverpflich- 
tet ist. Mit der vorgeschlagenen Formulierung wird die 
Bereichsausnahme des Schuldverschreibungsgesetzes um die 
Fälle, in denen die öffentliche Hand auf gesetzlicher Grundla- 
ge für Schuldverschreibungen einsteht, erweitert. 

Zu § 5 Absatz 3 Satz 1 Nummer 9 

Es handelt sich um eine rein sprachliche Änderung („zustim- 
men“ steht bereits im Einleitungssatz). 

Zu § 12 Absatz 3, § 13 Absatz 4, § 17 Absatz 2 

Bei Verbriefungstransaktionen werden die Schuldverschrei- 
bungen meist von Zweckgesellschaften begeben werden, die 
regelmäßig nicht über eine eigene Intemetadresse verfügen. 
In solchen Fällen reicht es zum Schutz des Anlegers aus, dass 
der Emittent die Intemetseite für seine Veröffentlichungen in 
den Anleihebedingungen festlegt und in der Folgezeit auf- 
rechterhält. 

Zu § 18 Absatz 4 Satz 2 

Die Änderung dient der Klarstellung, was mit der Verwei- 
sung auf § 1 5 Absatz 3 Satz 3 ausgesagt wird. 

Zu §20 

Die Ergänzung in Absatz 2 Nummer 1 dient der Klarstellung, 
dass bei einer Abstimmung ohne Versammlung (bei der es 
statt der Einberufung der Gläubigerversammlung eine Auf- 
forderung zur Stimmabgabe gibt) die Anfechtungsbefugnis 
davon abhängt, dass die Schuldverschreibung vor der Auf- 
forderung zur Stimmabgabe erworben wurde. 

In Absatz 3 Satz 3 wird entsprechend der Nummer 2 der 
Stellungnahme des Bundesrates klargestellt, dass es sich um 
eine ausschließliche Zuständigkeit handelt. 

Bei den Änderungen in den Sätzen 4 bis 6 handelt es sich um 
eine redaktionelle Anpassung: Infolge der Änderung des 
§ 246a des Aktiengesetzes durch das Gesetz zur Umsetzung 
der Aktionärsrichtlinie (ARUG) passt die pauschale Bezug- 
nahme auf diese Vorschrift nicht mehr. Dabei bleibt es - an- 
ders als nach dem Gesetz zur Umsetzung der Aktionärsricht- 
linie (ARUG) - bei der erstinstanzlichen Zuständigkeit des 
Landgerichts auch für das Freigabeverfahren. 

Zu Artikel 4 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Wegen der Anfügung von § 47 WpHG ist die Inhaltsüber- 
sicht zu ergänzen. 

Zu Nummer 4 (§ 34 Absatz 2a WpHG) 

Der Ausschuss hält es für ausreichend, die Beratungsdoku- 
mentation nur bei Privatkunden im Sinne des § 3 1 a Absatz 3 
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WpHG vorzuschreiben; von professionellen Kunden kann 
erwartet werden, dass sie bei Bedarf selbst ein Beratungspro- 
tokoll einfordem. Zudem hat ein professioneller Kunde ge- 
mäß § 3 1 a Absatz 6 WpHG die Möglichkeit, sich - ggf. auch 
nur betreffend einzelner Wertpapierdienstleistungen und 
Finanzinstrumente - als Privatkunde einstufen zu lassen. 

Zur Neuregelung in Satz 3 ist der Ausschuss der Auffassung, 
dass der bezweckte Anlegerschutz auch ohne eine technische 
Aufzeichnung des Beratungsgesprächs - die nicht unerheb- 
liche Kosten verursacht und vielen Kunden auch unangenehm 
sein dürfte - sichergestellt werden kann. Es wird stattdessen 
vorgeschrieben, dem Kunden das Protokoll unverzüglich 
nach der Beratung zuzusenden, wobei dem Kunden für den 
Fall, dass der Geschäftsabschluss vor Erhalt des Protokolls er- 
folgt und das Protokoll nicht richtig oder nicht vollständig ist, 
ausdrücklich ein innerhalb von einer Woche nach dem Zu- 
gang des Protokolls auszuübendes Recht zum Rücktritt von 
dem auf der Beratung beruhenden Geschäft einzuräumen ist. 
Der Kunde soll auf diese Weise bei einer telefonischen An- 
lageberatung mit sofortigem Geschäftsabschluss genauso ge- 
stellt sein wie bei einer persönlichen Beratung vor Ort, wo er 
das Protokoll sofort vor Geschäftsabschluss überprüfen und 
dann ggf. von dem Geschäft Abstand nehmen kann; nach 
einer Telefonberatung soll er in einer kurzen Frist das Proto- 
koll überprüfen und sich ggf. bei unrichtigem oder unvollstän- 
digem Protokoll vom Geschäft wieder lösen können. Der 
Kunde, der von diesem Rücktrittsrecht Gebrauch macht, muss 
substantiiert darlegen, inwiefern das Protokoll unrichtig oder 
unvollständig ist. Bestreitet das Wertpapierdienstleistungs- 
untemehmen das Rücktrittsrecht, trägt es die Beweislast für 
die Richtigkeit und Vollständigkeit des Protokolls. 

Der Ausschuss weist dabei darauf hin, dass die Regelung 
zum Rücktrittsrecht nicht im Widerspruch zu der auf der EU- 
Richtlinie über den Femabsatz von Finanzdienstleistungen 
beruhenden Regelung des § 3 12d Absatz 4 Nummer 6 zwei- 
ter Fall BGB steht, wonach bei Femabsatzverträgen über be- 
stimmte Finanzanlagen kein Widerrufsrecht besteht. Denn 
ein vertragliches Rücktrittsrecht, für dessen Ausübung ein 
Rücktrittsgrund erforderlich ist, ist rechtlich etwas anderes 
als ein gesetzliches Widerrufsrecht, das allein an den Ver- 
tragsschluss im Femabsatz geknüpft ist und ohne weiteren 
Grund ausgeübt werden kann. Es geht also nicht allgemein 
um den Schutz vor den Gefahren des Femabsatzes, sondern 
um den Schutz vor unzureichender oder falscher Beratung. 

Zu Nummer 6 (§ 39 Absatz 2 Nummer 19a und 19c - neu - 
WpHG) 

Die Bußgeldbewehrung eines unvollständigen Protokolls 
soll aus Praktikabilitätserwägungen entfallen: Es soll ver- 
mieden werden, dass die Wertpapierdienstleistungsunterneh- 
men das Protokoll zur Vermeidung eines Bußgelds wegen 
Unvollständigkeit mit so vielen Angaben versehen, dass es 
für den Kunden unübersichtlich würde. 

Als Folgeänderung zur Ändemng des § 34 Absatz 2a wird 
auch bußgeldbewehrt, wenn das Protokoll dem Kunden 
nicht, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise 
oder nicht rechtzeitig zugesendet wird. 


Zu Nummer 8 - neu - (§ 47 - neu - WpHG) 

Der Ausschuss hält eine angemessene Übergangsregelung 
für den Beginn der Beratungsdokumentation für erforderlich, 
damit die Wertpapierdienstleistungsuntemehmen ausrei- 
chend Zeit für organisatorische Vorbereitungen haben. 

Zu Artikel 6a - neu - (§ 89b HGB) 

Die Ändemng des § 89b des Handelsgesetzbuchs (HGB) 
setzt eine Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs um. 
§ 89b HGB bemht auf Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a der 
Richtlinie 86/653/EWG des Rates vom 18. Dezember 1986 
zur Koordiniemng der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa- 
ten betreffend die selbstständigen Handelsvertreter 
(ABI. L 382, S. 17) und regelt den Ausgleichsanspmch des 
Handelsvertreters bei Beendigung des Vertragsverhältnisses. 
§ 89b Absatz 1 Satz 1 HGB enthält bisher drei Tatbestands- 
voraussetzungen, nämlich fortbestehende Vorteile des Unter- 
nehmers aus der Geschäftsverbindung mit durch den Han- 
delsvertreter geworbenen Kunden, einen Provisionsverlust 
des Handelsvertreters und die Billigkeit des Ausgleichsan- 
spmchs. Sie sind nach Gesetzeswortlaut und ständiger Recht- 
sprechung kumulativ, so dass der niedrigste der sich aus den 
einzelnen Voraussetzungen ergebende Betrag den Ausgleich 
nach oben begrenzt. Der Europäische Gerichtshof hat mit Ur- 
teil vom 26. März 2009 (Rechtssache C-348/07) hingegen 
entschieden, dass nach der bezeichneten Bestimmung der 
Richtlinie Provisionsverluste nur einen von mehreren Ge- 
sichtspunkten im Rahmen der Billigkeitsprüfung darstellen, 
aber keine selbstständige Tatbestandsvoraussetzung sind. 
§ 89b Absatz 1 Satz 1 HGB wird dementsprechend an den 
Wortlaut von Artikel 1 7 Absatz 2 Buchstabe a der Richtlinie 
angepasst. Der Ausgleichsanspmch kann also künftig zum 
Vorteil des Handelsvertreters die aufgmnd des Vertragsendes 
entstehenden Provisionsverluste übersteigen. 

Zu Artikel 7 (§ 14Absatz6 WpDVerOV) 

Das Wort „insbesondere“ in Satz 1 wird gestrichen, weil es 
zur Rechtsunsicherheit führen könnte, was alles im Protokoll 
aufgeführt werden müsste; es soll vermieden werden, dass 
das Protokoll aufgmnd einer solchen Rechtsunsicherheit mit 
zu vielen Angaben angefüllt und deswegen für den Kunden 
unübersichtlich wird. 

Durch die Ändemng in Satz 1 Nummer 5 wird klargestellt, 
dass im Beratungsprotokoll nur die tatsächlich genannten 
Gründe für die erteilten Empfehlungen aufgeführt werden 
müssen, nicht aber die nicht geäußerten internen Überlegun- 
gen des Beraters. Selbstverständlich ist dabei, dass nur die 
tatsächlich erteilten Empfehlungen aufgeführt werden müs- 
sen; das Protokoll muss keine Angaben darüber enthalten, 
welche Finanzprodukte und Wertpapierdienstleistungen 
nicht Gegenstand der Anlageberatung waren und aus wel- 
chen Gründen diese nicht angesprochen wurden. 

Die Ändemng des Satzes 2 ist eine Folgeändemng zur Ände- 
mng des § 34 Absatz 2a WpHG. 


Berlin, den 1. Juli 2009 

Marco Wanderwitz Klaus Uwe Benneter Mechthild Dyckmans Wolfgang Neskovic Jerzy Montag 

Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatter Berichterstatter 
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